Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 48. =— 


(Nr. 3833.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Juli 1853., betreffend die Genehmigung der An⸗ 
lage einer Eiſenbahn von Coͤln Aber Neuß nach Crefeld, nebſt einer 
Zweigbahn zum Anſchluſſe an die Aachen-Düffeldorfer Eiſenbahn zwiſchen 
Neuß und Obercaſſel, mittelſt einer Aktiengeſellſchaſt. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 16. uli d. J. will 

der Anlage einer Eiſenbahn von Coͤln úber Neuß — Suë, — e 
von dieſer Bahn zwiſchen. Crefeld und Neuß abgehenden Zweigbahn zum An⸗ 
ſchluß an die Aachen⸗Duſſeldorfer Eiſenbahn zwiſchen Neuß und Obercaſſel 
mittelft einer Aktiengeſellſchaft, unter den ſeiner Zeit Meiner ſpeziellen Gench- 
migung zu unterbreitenden Bedingungen die landesherrliche Genehmigun er⸗ 
theilen. Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſendahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen Vorſchriften tiber die 
Expropriation auf die neue Anlage Anwendung Dieſer Erlaß iſt zu⸗ 
gleich mit der Konzeſſions-⸗Urkunde und dem Statute durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 30. Juli 1853. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. In Vertretung: 
v. Wangenheim. 


An das Staatsminiſterium. 
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(Nr. 3834.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Coͤln-Crefelder Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft. Vom 22. Auguſt 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ze. ꝛc. 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Coͤln uͤber Neuß nach 
Crefeld, nebſt einer von dieſer Bahn zwiſchen Crefeld und Neuß abgehenden 
Zweigbahn zum Anſchluß an die Aachen⸗Duͤſſeldorfer Eiſenbahn zwiſchen Neuß 
und Obercaffel, unter dem Namen „Coͤln-Crefelder Eiſenbahngeſellſchaft“ eine 
Aktiengeſellſchaft gebildet hat und das vorläufig zu 1,100,000 Rthlr. angenom⸗ 
mene Baukapital durch Aktienzeichnungen geſichert iſt, wollen Wir zum Bau 
und Betrieb einer ſolchen Eiſenbahn Unſere landesherrliche Genehmigung er— 
theilen und die Uns vorgelegten, am 11. Mai 1853. notariell vollzogenen Sta⸗ 
tuten hierdurch beſtaͤtigen, auch der vorgedachten Eiſenbahngeſellſchaft das Recht 
zur Expropriation der zur Anlage der Eiſenbahn erforderlichen Grundſtuͤcke 
nach Maaßgabe des Geſetzes vom 3. November 1838. ertheilen. Zugleich ge: 
nehmigen Wir, daß der Bau und Betrieb der Cöln-Crefelder Eiſenbahn nach 
Maaßgabe der zwiſchen dem Eiſenbahn-Kommiſſariate zu Cöln und dem provi- 
ſoriſchen Cöͤln-Crefelder Eiſenbahn-Komité durch Punktation vom 11. Mai 
1853. vereinbarten Bedingungen vom Staate uͤbernommen werde. 


i Diefe Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs-Urkunde ift mit den Statuten 
durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. í t 
Gegeben Putbus, den 22. Auguft 1853. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Sta⸗ 
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Statuten 
fuͤr die 
Cöln⸗ Crefelder Eiſenbahngeſellſchaft. 
- — » 
Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Titel I. Zweck und Befugniffe der Geſellſchaft. 


Ka, 


Unter dem Namen Coln-⸗Crefelder Eifenbahngefellichaft wird eine anonyme 
Aktiengeſellſchaft nach den Beſtimmungen des Rheiniſchen Handelsgeſetzbuches, 
Art. 29 bis 37., ſowie des Geſetzes vom 9. November 1843. (Geſetz-Samm⸗ 
lung von 1843. S. 341 340.) gebildet. Der Zweck derſelben ift eine in 
thunlichſt gerader Richtung von Coͤln uͤber Neuß nach Crefeld fuͤhrende Eiſen⸗ 
bahn nebſt einer von dieſer Hauptbahn nördlich von Neuß zur Verbindung der 
Städte Erefeld und Duͤſſeldorf abzuzweigenden Seitenbahn zu erbauen und zu 
benutzen. Mit landesherrlicher Genehmigung kann die Bahn auch zur Nieder⸗ 
laͤndiſchen Grenze fortgeführt werden; der Beſchluß daruber bleibt der General⸗ 
Verſammlung der Aktionaire vorbehalten. Ihr Domizil, ſowie den Sitz ihrer 
Verwaltung hat die Geſellſchaft in Coͤln. 


$. 2. 


Dem Staate und dem Publikum gegenüber wird die Gefellihaft durch 
den Verwaltungsausſchuß nach Maaßgabe der ſpaͤter folgenden Beſtim⸗ 
mungen vertreten. 


H. 3. 


Die Geſellſchaft kann die Guͤter- und Perſonenbeförderung auf der Bahn 
fuͤr eigene Rechnung betreiben, ſie kann dieſelbe unter Genehmigung der Staats⸗ 
regierung gan oder theilweiſe andern Unternehmern gegen ntrichtung eines 
Bahngeldes uͤberlaſſen, fie kann ferner mit den Unternehmern von Eiſenbahnen, 
die in direkter Verbindung mit ihrer Bahn ſtehen oder errichtet werden, Ver⸗ 
traͤge wegen gemeinſchaftlicher Benutzung der betreffenden Bahnen oder Bahn⸗ 
ſtrecken, oder einzelner zur Bahn gehörigen Einrichtungen ſchließen, ſie kann 
endlich die erforderlichen Sage zur Beförderung der Perſonen und 


Güter von und nach den Stationsplaͤtzen herſtellen. 
(Nr. 2834.) 98 Titel 


Titel II. Aktienkapital. 


H. 4. 


Das Aktienkapital wird auf Eine Million Einmalhunderttauſend Thaler 
feſtgeſetzt, und gé in eilftauſend auf den Inhaber lautende Aktien, jede zu 
Einhundert Thalern. Sollte dieſer Betrag zur Ausführung der Bahn und zur 
Beſchaffung eines angemeſſenen Betriebsmaterials nicht ausreichen, ſo iſt der 
Verwaltungsausſchuß ermaͤchtigt, mit Genehmigung der Staatsregierung fernere 
zweitauſend Aktien, jede zu Einhundert Thalern, auszugeben. 


H. 5. 


: Die Einzahlungen auf die Aktien erfolgen nach der Wahl der Aftionaire 
in Cöln, Crefeld und Berlin, ſowie in denjenigen Städten, die ſonſt zu dieſem 
Zwecke von dem Verwaltungsausſchuſſe bezeichnet werden, in Raten bis zu 
zwanzig Prozent, jedesmal nach einer wenigſtens zwei Monate vor dem Zah— 
lungstermine von dem Verwaltungsausſchuſſe Öffentlich zu erlaſſenden Muf- 
forderung. Bei der erſten Ratenzahlung kommt der Beitrag, den etwa der 
Aktieninhaber in Folge der Aufforderung des proviſoriſchen Komité vom 
15. April 1844. (Kölnische Zeitung von 1844. Nr. 107.) geleiſtet hat, in Ab- 
rechnung. Erſt nachdem vierzig Prozent des Nominalbetrages der Aktien in 
die Geſellſchaftskaſſe eingezahlt worden, iſt die Uebertragung der aus den ge— 
leiſteten Zahlungen entſpringenden Rechte und Verbindlichkeiten an einen Dritten 
zulaͤſſig. Nach Einzahlung der letzten Rate werden Aktiendokumente unter 
fortlaufenden Nummern ausgefertigt. 


* 


H. 6. 


Wer innerhalb der im $. 5. bezeichneten Friſt die dort gedachten Ein— 
ia nicht leiſtet, hat eine Konventionalſtrafe von zehn Prozent der in 
uͤckſtand gebliebenen Raten zum Vortheil der Geſellſchaft verwirkt. Wenn 
innerhalb zweier ferneren Monate nach einer erneuerten Öffentlichen Aufforde⸗ 
rung des Verwaltungsausſchuſſes die Zahlung noch immer nicht erfolgt, ſo iſt 
die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen und 
die durch die Ratenzahlungen, ſowie durch die urſpruͤngliche Zeichnung vom 
Aktionair erworbenen Anfprüche auf den Empfang von Aktien fuͤr vernichtet 
zu erklaͤren. Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt nach Beſchluß des Verwaltungs— 
ausſchuſſes durch öffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der 
Aktien. An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen von 
dem Verwaltungsausſchuſſe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Derſelbe 
iſt 
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iſt aber auch berechtigt, ſo lange die erſten Aktienzeichner nicht ihrer Verhaf—⸗ 
tung entlaſſen ſind, die faͤlligen Einzahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen 
die erſten Aktienzeichner gerichtlich einzuklagen. 


H. 7. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch fet, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen Fall der 
im H. 6. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. i 


8 


Die Aktiendokumente werden von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern 
des Verwaltungsausſchuſſes unterzeichnet; die dazu gehoͤrigen ividendenſcheine 
werden gleichfalls mit den Unterſchriften des Vorſitzenden und zweier Mitglie⸗ 
der des Verwaltungsausſchuſſes in facsimile . 


en . 


Saͤmmtliche auf die Aktien geleifteten Einzahlungen werden waͤhrend der 
Bauzeit bis zum Schluffe des Jahres, in welchem die Bahn in Betrieb geſetzt 
wird, mit vier Prozent jährlich verzinſt. Dieſe Zinſen werden aus dem Kapi⸗ 
tale ($. 4.) entnommen, ſoweit ſie nicht durch den bis zu jenem Zeitpunkte aus 
dem Betriebe aufkommenden Ertrag gedeckt werden. 


$. 10. 
Nach Ablauf desjenigen Jahres, in welchem die Bahn vollendet und in 


Betrieb geſetzt fein wird, foll das Kapital, welches ſich für den Bau der Bahn, 
für die Anſchaffun des Betriebsmaterials, fuͤr die Beſtreitung der General⸗ 
koſten, ſowie für die Zinſen der geleiſteten Einzahlungen (F. 9.) als nothwendig 
ergiebt, definitiv fefigeftellt werden. Von dem bezeichneten Zeitpunkte an hoͤrt 
die Verzinſung aus dem Baukapitale (F. 9.) auf und tritt an deren Stelle die 
Vertheilung des aus dem Unternehmen aufkommenden Reinertrags ($. 11.). 


$. 11. 
Vom erſten Januar des auf die Betriebseröͤffnung, (F. 9.) folgenden 
Jahres an wird der Reinertrag alljährlich nach Maaßgabe der folgenden Be- 


ſümmungen unter die Aktionaire vertheilt. 


Gr. 2854. ; Aus 
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Aus dem Ertrage des Unternehmens werden: 


1) die Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ſowie alle ſonſti⸗ 
gen, das Unternehmen belaſtende Ausgaben beſtritten; 


2) ſodann wird Behufs der Bildung eines Reſervefonds zur Beſtreitung der 
Koſten der Erneuerung des Oberbaues und des Inventariums, der Ber- 
mehrung der Betriebsmittel, ſowie zur Deckung der in außerordentliche 
Fällen noͤthigen Ausgaben, aus dem Ertrage Ein Prozent des Anlage: 
kapitals vorweg genommen. Bei ſich ergebendem Beduͤrfniſſe kann dieſer 
Betrag angemeſſen erhoͤht werden; 8 


3) betraͤgt der hiernach verbleibende Ueberſchuß mehr als vier Prozent des 
Anlagekapitals, ſo iſt der Verwaltungsausſchuß ermaͤchtigt, von dem 
Mehrbetrag eine angemeſſene Tantieme zu Gunſten der bei der Bahn— 
verwaltung betheiligten Beamten zu verwenden; 


4) der nach Abzug der unter Nr. 1. und 2. und event. unter Nr. 3. ge⸗ 
dachten Betraͤge verbleibende Reſt bildet den alljaͤhrlich an die Aktio— 
naire als Dividende zu vertheilenden Reinertrag. 


$. 12. 


Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren Dividen— 
denſcheine ausgereicht. 


H. 13. 


Die Zinſen und Dividenden, welche nicht innerhalb vier Jahre, vom 
Tage der erſten oͤffentlichen Aufforderung an gerechnet, und nach zweimal in 
Zwiſchenraͤumen von wenigſtens einem Jahre wiederholt erlaſſenen desfallſigen 
Öffentlichen Aufforderungen, in Empfang genommen worden find, verfallen der 
Geſellſchaft. i 


$. 14. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Dividendenſcheine 
mortifizirt werden, fo erlaͤßt der Verwaltungsausſchuß dreimal, in Zwiſchen— 
räumen von vier Monaten, eine Öffentliche Aufforderung, jene Dokumente ein- 
zuliefern, oder die etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu machen. Sind, 
nachdem zwei Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, die Dokumente 
nicht eingeliefert, oder die Rechte nicht geltend emacht worden, ſo beantragt 
der Verwaltungsausſchuß bei dein Koͤniglichen Landgerichte zu Coͤln, die be— 
treffenden Dokumente fuͤr nichtig zu erklaͤren, und fertigt, nachdem lache ges 

ehen, 
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ſchehen, an deren Stelle andere aus. Die Koſten dieſes Verfahrens fallen 
nicht der Geſellſchaft, ſondern den Betheiligten zur Laſt. 


D. 49. 


Der Staatsregierung bleibt es vorbehalten, die emittirten Aktien durch 
allmaͤlige Einloͤſung nach dem Nennwerthe zu erwerben und zu amortiſiren, 
und zu dieſem Zwecke aus Staatsfonds alljaͤhrlich eine Summe, die ohne 3u- 
ſtimmung des Verwaltungsausſchuſſes nicht mehr als Ein Prozent des Aktien⸗ 
kapitals betragen darf, zu verwenden. Von den amortiſirten Aktien bezieht 
der Staat die darauf entfallende Dividende. 


$. 16, 


Die einzulöfenden Aktien werden durch das Loos beſtimmt. Die Aus⸗ 
looſung findet zum erſtenmale Datt, nachdem fünfzehn Jahre feit der definiti- 
ven Feſtſtellung des Geſellſchaftskapitals (F. 10.) verfloſſen find. Von da an 
wird die Auslooſung am erſten Juli jeden Jahres vorgenommen. Sie ge- 
ſchieht in Gegenwart eines Königlichen Kommiſſarius, zweier Mitglieder des 
Verwaltungsausſchuſſes und eines protokollirenden Notars. 


$. 17. 


Die Nummern der ausgelooſeten Aktien werden dreimal Öffentlich be- 
kannt gemacht und es wird zugleich beftimmt, an welchem Tage des Dezem- 
ber deſſelben Jahres die Kapitalbeträge gegen Ablieferung der Aktien und der 
nach dem zweiten Januar des folgenden Jahres fällig werdenden Kupons erz 
hoben werden koͤnnen. 


§. 18. 


Der Inhaber einer ausgelooſeten Aktie ſcheidet mit dem Ablauf des- 
jenigen Jahres, in welchem die Auslooſung ſtatt efunden hat, aus der Ge⸗ 
ſellſchaft aus, und es gehen von dieſem Zeitpunkte ab feine Rechte durch die 
Auslooſung auf den Staat uͤber. 


$. 19. 


Die Nummern der ausgelooſeten Aktien, welche in Folge der Bekannt⸗ 
machung ($. 17.) nicht zur beſtimmten Zeit vorgezeigt werden moͤchten, werden 
jährlich während zehn Jahren von dem Verwaltungsausſchuſſe Behufs Empfang⸗ 

(Nr, 8834.) nahme 
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nahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Diejenigen Aktien, welche nicht in⸗ 

nerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einloͤſung vor- 

gezeigt werden, ſind werthlos, welches alsdann von dem Verwaltungsausſchuſſe 

SE ga der Nummern der werthlos gewordenen Aktien öffentlich zu er- 
ren iſt. 


Die Koſten des Verfahrens werden aus dem Kapitalbetrage für dieſe 
Aktien entnommen und der Ueberſchuß wird zu Unterſtuͤtzungen fuͤr das bei der 
Bahn angeſtellte Perſonal verwendet. 


H. 20. 


Sobald ſaͤmmtliche Aktien vom Staate erworben ſind, wird die Bahn 
und das Betriebsmaterial nebſt dem geſammten Zubehoͤr, dem Reſervefonds 
und ſaͤmmtlichen Aktivis und Paffivis Eigenthum des Staates, ſofern derſelbe 
ſolches nicht fruͤher auf anderem Wege erwerben ſollte. 


Titel III. Beſtimmungen uͤber oͤffentliche Bekanntmachungen, 
Abaͤnderungen der Statuten und uͤber Aufloͤſung der 
Geſellſchaft. 


$. 21. 


In der jaͤhrlich abzuhaltenden Generalverſammlung ſollen die Reſultate 
der Rechnungsablage und ein Bericht úber den Zuſtand der Gefchäfte der 
Geſellſchaft mitgetheilt werden. Dieſe Reſultate und der Bericht werden verz 
öffentlicht. 


H. 22. 


Die in dieſem Statut vorgeſchriebenen und vorgeſehenen, ſowie die ſonſt 
von der Geſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen ſind genuͤgend in Beziehung 
auf die dabei betheiligten Perſonen erlaſſen, wenn fie in der zu Coͤln erſchei⸗ 
nenden Koͤlniſchen Zeitung, in der zu Crefeld erſcheinenden Crefelder Zeitung 
und in der zu Berlin erſcheinenden Voſſiſchen Zeitung ergangen ſind. Sollte 
in Zukunft eines der genannten Blaͤtter eingehen, ſo iſt ſtatt deſſelben ein ande⸗ 
res an demſelben Orte erſcheinendes Blatt zu waͤhlen. Auch bleibt es der 
Königlichen Regierung in Coͤln vorbehalten, jederzeit vermittelft einer in ihrem 
Amtsblatte zu veroͤffentlichenden Verfuͤgung diejenigen Blaͤtter zu bezeichnen, 
welche an Stelle der genannten zu den fraglichen Bekanntmachungen benutzt 
werden ſollen. 


$. 23, 
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§. 23. 


Beſchluͤſſe, durch die eine Abaͤnderung des Statuts bewirkt wird, ſind 
nur dann guͤltig, wenn ſie durch die Generalverſammlung mit einer Mehrheit 
von wenigſtens drei Viertel der Stimmen der gegenwartigen oder vertretenen 
Aktionaire gefaßt werden, und beduͤrfen vor ihrer Ausfuͤhrung der landesherr⸗ 
lichen Beflätigung. Außerdem muß in den Einberufungsſchreiben zu ſolchen 
Generalverſammluͤngen die beabſichtigte Abaͤnderung angedeutet werden. 


H. 24. 


Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer fuͤr dieſen Zweck beſon⸗ 
ders angekuͤndigten Generalverſammlung, in welcher alle Aktionaire das Stimm⸗ 
recht auszuuͤben befugt find, durch eine Mehrheit von drei Vierteln der Stim⸗ 
men beſchloſſen werden. Bei dieſer Generolerlahunlung hat jede Aktie Eine 
Stimme. Der fuͤr die Auflöfung ſprechende Beſchluß bedarf der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung und wird, wenn dieſe erfolgt, durch die $. 22. erwähnten 
Zeitungen bekannt gemacht. Die Aufloͤſung kann erft drei Monate nachher 
erfolgen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Die inneren Verwaltungs- und Geſchaͤſts-Einrichtungen. 


Titel IV. Die Generalverſammlung. 


H. 25. 


Vorbehaltlich der in dem $, 24. enthaltenen Beſtimmung nehmen nur die 
Beſitzer der Aktien, die den Beſitz derſelben in den Buͤchern ber Geſellſchaft 
aben eintragen laffen, Theil an der Generalverfammiung. Auch ift zu dem 
Ende erforderlich, daß die Einſchreibung vor dem Datum der Einberufung der 
Generalverſammlung ſtattgefunden habe. 


Die vorbezeichnete Einſchreibung erfolgt auf schriftliche Anmeldung bei 
dem Verwaltungsausſchuſſe entweder gegen Vorzeigung der Aktien oder eines 
dem Verwaltungsausſchuſſe als genügend erſcheinenden Zeugniſſes úber den 


Beſitz derſelben. 
Jahrgang 1883. (ir 384.) 99 Ueber 


b E die erfolgte Einſchreibung wird auf Verlangen eine Beſcheinigung 
ertheilt. ; 


H. 26. 


Spaͤteſtens einen Tag vor der Generalverſammlung muͤſſen die Beſitzer 
der Aktien oder deren Bevollmaͤchtigte ſich ausweiſen, daß der Beſitz noch im⸗ 
mer ſo beſteht, wie er in den Buͤchern der Geſellſchaft eingeſchrieben iſt. Die⸗ 
ſer Ausweis geſchieht bei dem Verwaltungsausſchuſſe, entweder durch Vorzei— 
gung der Aktien, oder durch eine genuͤgende Beſcheinigung, im Falle der Be⸗ 
vollmächtigung außerdem durch Einreichung oder Vorzeigung der Vollmacht. 


$. 27. 


Die Generalverſammlung wird jahrlich einmal, regelmäßig im dritten 
Jahresviertel oder früher, ſonſt nur außergewöhnlich und zwar jedesmal von 
dem Vorſitzenden des Verwaltungsausſchuſſes durch oͤffentliche Aufforderung 
wenigſtens einen Monat vor dem Zuſammentritt berufen. Derſelben wird all⸗ 
jährlich von dem Verwaltungsausſchuſſe ein Bericht úber die Lage des Unter⸗ 
nehmens vorgetragen; außer den in SS. 1., 23. und 24. genannten Gegenſtaͤn⸗ 
den bleibt ihr insbeſondere der Beſchluß úber jede Vermehrung des Aktienka— 
pitals, inſofern dieſelbe nicht nach F. 4. zur Befugniß des Verwaltungsaus— 
ſchuſſes gehoͤrt, ſowie uͤber die Ausgabe von Schuldverſchreibungen vorbehalten. 


H. 28. 3 
Die Generalverſammlungen finden abwechſelnd in Coͤln und Crefeld ſtatt. 


$. 29, 

Wer von den Aktionairen bei der Generalverſammlung nicht erſcheint, 
oder nicht durch Bevollmaͤchtigte ſich vertreten laͤßt, iſt deſſen ungeachtet durch 
die Befchlüffe der Verſammlung gebunden. 

$. 30, 


Nur die Beſitzer von drei und mehr Aktien find in der Generalverſamm⸗ 
; ei tert Das Stimmrecht wird in folgendem Verhaͤltniſſe aus— 
geuͤbt: 


a) für drei bis dreißig Aktien auf je drei Aktien Eine Stimme; 
b) für die Aktien, die Jemand über die Anzahl von dreißig hinaus beſitzt, 
bis 


= 7 = 


bis zu dreihundert Aktien für je zehn Aktien Eine Stimme. Fuͤr die 
Aktien, die Jemand uͤber die Zahl von dreihundert hinaus beſitzt, ſoll 
ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt werden, ſo daß alſo dem Beſitzer von 
dreihundert und mehr Aktien ſieben und dreißig Stimmen zukommen. 


8.81. 


Die Aktionaire koͤnnen fih in Verhinderungsfaͤllen durch andere ſtimm⸗ 
berechtigte Aktionaire vertreten laſſen, antheilberechtigte Handlungshäuſer durch 
ihre Prokuratraͤger, Gemeinden und oͤffentliche Inſtitute durch ihre Vertreter, 
Minderjährige durch ihre Vormuͤnder, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner, wenn 
dieſe Vertreter auch nicht Aklionaire find. Mehr als ſieben und dreißig Stim⸗ 
men kann ein Einzelner in der Eigenſchaft als Bevollmaͤchtigter bei der Gene⸗ 
ralverſammlung in keinem Falle abgeben. 


§. . 


Den Vorſitz in der Generalverſammlung fuͤhrt der Vorſitzende des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes, resp. deffen Stellvertreter. 


Das Protokoll uͤber die Verhandlungen der Generalverſammlung fuͤhrt 
ein von dem Vorſitzenden des Verwaltungsausſchuſſes dazu erſuchter Notar. 
Das Protokoll wird außer von dem protokollirenden Notar auch von dem Vor⸗ 
ſitzenden, den gegenwaͤrtigen Mitgliedern des Verwaltungsausſchuſſes und von 
denjenigen Aktionairen unterſchrieben, welche dies in der Verſammlung verlan⸗ 
gen. Die Verſammlung kann aus ihrer Mitte auch drei bis ſechs Aktionaire 
zur Mitvollziehung des Protokolls ernennen. 


§. 33. 


Alle Wahlen und Beſchluͤſſe der Generalverfammlung finden, vorbehalt: 
lich der in den en, 23. und 24. enthaltenen Beſtimmungen, nach abſoluter 
Stimmenmehrheit ſtatt; ſind die Stimmen gleich, ſo entſcheidet der Vorſitzende. 


Die Wahl des Verwaltungsausſchuſſes erfolgt durch geheime Stimmen⸗ 
abgabe. ) 


$. 34. 


Der Verwaltungsausſchuß ift befugt, die Beſchlußnahme über diejenigen 
Antraͤge, die nicht von ihm ausgehen, oder ſeinem Vorſitzenden nicht ſpaͤteſtens 
acht Tage vor der Verſammlung ſchriftlich mitgetheilt worden ſind, bis zur 
naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen. $ k 
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Titel V. Der Verwaltungsausſchuß. 


H. 35. 


Der Verwaltungsausſchuß wird von den Aktionairen gewaͤhlt; derſelbe 
beſteht aus neun Mitgliedern, von denen wenigſtens je drei ären Wohnſitz in 
Coͤln und Crefeld haben muͤſſen. 


F. 36. 
Aus dem Verwaltungsausſchuſſe tritt jährlich der dritte Theil der Mit: 
glieder aus und wird durch eine neue Wahl erſetzt. 


H. 37. 


Der Verwaltungsausſchuß erwaͤhlt jaͤhrlich aus ſeiner Mitte einen Vor— 
ſitzenden und deſſen Stellvertreter, die ihr Domizil beide in Coͤln haben muͤſſen. 


“ 


$. 38. 


Auf die Mitglieder des von der Generalverfammlung zum erftenmale zu 
waͤhlenden Verwaltungsausſchuſſes ſollen die Vorſchriften des H. 36. erſt, 
nachdem ſie drei Jahre im Amte geweſen, ihre Anwendung finden. 


H. 39. 


Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes muͤſſen fuͤnf Aktien beſitzen 
oder erwerben, welche waͤhrend der Amtsdauer bei der Kaſſe der Geſellſchaft 
hinterlegt und außer Kurs geſetzt werden. 


H. 40. 


Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erfolgt in der 
Generalverſammlung der Aktionaire. Wenn in irgend einer Weiſe die Stelle 
eines Mitgliedes des Verwaltungsausſchuſſes vor dem regelmäßigen Ablauf der 
Amtsdauer erledigt wird, fo erſetzt die naͤchſte Generalverſammlung dieſe Stelle 
durch neue Wahl fuͤr die noch uͤbrige Amtsdauer des Ausgetretenen. 


H. 41. 


$ 41. 


Die Sigungen des Verwaltungsausſchuſſes werden durch den Vorſitzen⸗ 
den oder in deſſen Abweſenheit durch ſeinen Stellvertreter anberaumt, entweder 
wenn er die Berufung für nothwendig erachtet, oder wenn dieſelbe von wenig⸗ 
ſtens drei Mitgliedern ſchriftlich verlangt wird. Die Berufung erfolgt minde⸗ 
ſtens ſechs Tage vor dem beabſichtigten Zuſammentritt. In dem Berufungs⸗ 
9 ſollen die Gegenſtaͤnde der Berathung im Allgemeinen angegeben 
werden. 


$. 42. 


Zur Faſſung gültiger Beſchluſſe muͤſſen wenigſtens fünf Mitglieder an- 
med Wm, 70 ET ary e We idee mende heh der An⸗ 
weſenden gefaßt. ieſe, ſondern nur Stimmengleichheit erreichbar, ſo 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Or? Bei 


$. 43. 


Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsausſchuſſes wird Protokoll 
geführt, welches, wie die gefaßten Beſchluͤſſe, von den anweſenden Mitgliedern 
zu unterſchreiben iſt. 


H. 44. 


Dem Verwaltungsausſchuſſe liegt die Wahrung der Rechte und In⸗ 
tereſſen der Geſellſchaft in ihrem ganzen Umfange dem Staate und dem Pu⸗ 
blikum gegenüber ob; er beſorgt die Verwaltung des Geſellſchaftsvermoͤgens, 
den Bau und Betrieb der Bahn nach den in dem gegenwärtigen Statut dar⸗ 
über feſtgeſetzten Normen. | 


§ 45. 


5 Der Verwaltungs ausſchuß ift befugt, vermittelſt eines mit der Staats⸗ 
regierung abzuschließenden Vertrages, die Bermaltung, Dir Bahn und alle nach 
Inhalt des gegenwärtigen Statuts in Betreff des Baues und des Betriebs 
derſelben ihm, dem Verwaltungsausſchuſſe, zustehenden Rechte, mit Ausnahme 
der ſogleich zu nennenden, auf eine von dem Miniſterium für: Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten einzuſetzende Direktion, deren Sitz und Firma von dem⸗ 
ſelben Miniſterium beſtimmt wird, zu übertragen. Folgende Rechte jedoch muͤſſen 
dabei unbedingt dem Verwaltungsausſchuſſe vorbehalten bleiben: 


(Nr. 3884.) a) vor 
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a) vor dem Beginne des Bahnbaues iſt die Zuſtimmung deſſelben in Be⸗ 
treff der Richtung der Bahnlinie, bevor für die letztere die Genehmigung 
des Königlichen Handels miniſteriums nachgeſucht wird (Geſetz vom 
3. November 1838. $. 4.), ſowie aller für Rechnung der Geſellſchaft 
auszufuͤhrenden Bauten einzuholen; uͤber letztere ſind ihm deshalb die 
betreffenden Plaͤne, Zeichnungen und Koſtenanſchlaͤge von der Direktion 
rechtzeitig vorzulegen; 


b) wenn die Güter- oder Perſonenbeforderung auf der Bahn ganz oder 
theilweiſe der Aachen-Duͤſſeldorfer oder der Ruhrort⸗Crefeld-Kreis Glad- 
bacher Eiſenbahngeſellſchaft gegen Entrichtung eines Bahngeldes úber- 
laſſen, wenn mit den genannten Geſellſchaften Vertraͤge wegen gemein⸗ 
ſchaftlicher Benutzung geſchloſſen werden ſollen ($. 3.), ſo iſt dazu die 
Zuſtimmung des Verwaltungsausſchuſſes erforderlich; 


der Beſchluß über die im $. 11. Nr. 3. erwähnte Tantieme bleibt dem 
Verwaltungsausſchuſſe allein vorbehalten; auch kann ohne ſeine Zuſtim⸗ 
mung dem Reſervefonds kein höherer, als der im H. 11. Nr. 2. bezeichnete 


c 


— 


* 


Betrag (Ein Prozent des Anlagekapitals) aus dem jährlichen Ertrage 
des Unternehmens zugewieſen, und eben ſo wenig ohne ſeine Zuſtimmung 
der zur jährlichen Ausloofung von Aktien beſtimmte Betrag ($. 15.) er- 
hoͤht werden, oder die Ausloofung der Aktien vor dem im H. 16. be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt beginnen; 


bei Feſiſtellung und Abaͤnderung des Fahrplanes und des Tarifs iſt der 
Verwaltungsausſchuß mit ſeinem Gutachten zu hoͤren und, dringend eilige 
Fälle ausgenommen, ift feine abweichende Anficht von der Direktion dem 
Miniſterium für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten zur Entſchei— 
dung einzureichen; ſoll aber der Tarif fuͤr Perſonen oder Guͤter, oder 
ür einzelne Klaſſen derſelben nach Satzen, die geringer find, als die 


d 


— 


fuͤr ei 
jedesmal entſprechenden Tarifſaͤtze der Aachen-Duͤſſeldorfer Bahn, normirt 
We fo ift dazu die Zuſtimmung des Verwaltungsausſchuſſes erfor- 
erlich. 


Titel VI. Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


H. 46. 


Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden durch die ihr zu 
ertheilende Allerhoͤchſte Konzeſſion und durch das Geſetz úber die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. und durch das Geſetz úber die Aktien- 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. beſtimmt. 


H. 47. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach dem Verlangen der Militairverwal⸗ 
tung 


ö 
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tung fuͤr die auf der Bahn zu befoͤrdernden Transporte von Truppen Waffen 
Kriegs- und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſowie von Militaireffekten je er 
noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten, und zwar dergeſtalt, 
Def E 11 1 4 blos die unter gewoͤhnlichen Umſtaͤnden 

e ahrten zur Anwendung kommenden, ſondern auch die ſon 
handenen Transportmittel benutzt werden. d 8 INL noch RE 


Auch bleibt der Militairverwaltung vorbehalten, fich zu dergleichen Trans» 
porten eigener Transport: und Cer en f benen SÉ? P 


In ſolchen, Fallen wird der Geſellſchaft außer Erſtattung der Feuerungs⸗ 
koſten nur ein mäßiges Bahngeld gewährt. Findet daneben He ra 
der Transportmittel der Geſellſchaft fatt, fo, wird dieſelbe nach billigen Sätzen 
beſonders verguͤtet. 


Die Geſellſchaft wird darauf Bedacht nehmen, eine Anzahl von Trans— 
portfahrzeugen ſo einzurichten, daß ſolche noͤthigenfalls auch zum Transport 
von Pferden benutzt werden koͤnnen, auch eine Anzahl von Wagen in einer 
Laͤnge von zwölf Fuß zum Gebrauche bei der Abſendung von Militaireffekten 
bereit zu halten. 


H. 48. 


Die Geſellſchaft, iſt ferner verpflichtet, außer dem unentgeltlichen Trang- 
porte derjenigen Poſtwagen, welche nöthig find, um die der Poft anvertrauten 
Güter zu befördern, auch die begleitenden Poſtkondukteure und das expedirende 
Perſonal in jenen Wagen unentgeltlich zu befoͤrdern. 


H. 49. 


Im Falle der Unzulänglichkeit der Beiträge der Arbeiter zu der bei dem 

va e mi = A ar der Waere vom 2, m rte 
, (Bejeß: © g T .S. 21.) einzuri n t 
A die erforderlichen Seit 1 bier . Krankenkaſſe ha 


Titel VII. Voruͤbergehende Verfuͤgung. 


$. 50. 


Das bisherige proviſoriſche Komité, beſtehend aus den Herren: Geheimer 
Regierungsrath Steinberger, Buͤrgermeiſter Hermann Jofeph Stupp, Handels- 
kammer: Prafidenf Langen, Handelsgerichts-Praͤſident Mumm, Kanzler Jofeph 
von Groote, Carl Friedrich Heimann, Ignatz Seydlitz, Wilhelm Nierſtras, 

(Nr. 3834.) Ju⸗ 
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Julius Nacken, Rentner Heinrich Bauendahl und Dr. Claeſſen aus Cöln, ſowie 
den Herren: Kommerzienrath von Beckerath, Oberbuͤrgermeiſter Ondereyk, Hein⸗ 
rich Hermes, Friedrich Wilhelm Hoͤninghaus, Ludwig Lofe, Heinrich Scheibler 
und Dr. Schneider aus Crefeld, wird fuͤr die Geſellſchaft die landesherrliche 
Genehmigung nachſuchen, und ift bevollmächtigt, diejenigen Abaͤnderungen des 
Statuts und Zuſaͤtze zu demſelben anzunehmen, welche die Staatsregierung vor⸗ 
ſchreiben wird, mit alleiniger Ausnahme jedoch der im H. 45. unter a. bis d. 
enthaltenen Beſtimmungen. Alle Abaͤnderungen der erfigedachten Urt follen 
dieſelbe rechtliche Wirkung haben, als wenn ſie in dem gegenwaͤrtigen Statut 
aufgenommen waͤren. Desgleichen ift das Komité bevollmaͤchtigt, den im $. 45. 
des gegenwärtigen Statuts vorgeſehenen Vertrag mit der Staatsregierung ab- 
zuſchließen und die Geſellſchaft an Stelle des Verwaltungsausſchuſſes dabei 
8 vertreten. Alle in dieſer, wie in der vorgedachten Beziehung erforderlichen 

eſchluͤſſe werden von dem Komité nach einfacher Stimmenmehrheit und bei 
Anweſenheit von mindeſtens der Haͤlfte der Mitglieder gefaßt. 


Sofort nach erwirkter landesherrlicher Genehmigung wird das Komité 
eine Generalverſammlung der Aktionaire zur Wahl des Verwaltungsausſchuſſes 
(F. 35.) berufen. 


Bis zu dieſem Zeitpunkte werden die demſelben durch gegenwaͤrtiges Sta— 
tut beigelegten Befugniſſe von dem bisherigen proviſoriſchen Komité ausgeübt. 
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Rückſeite. 


Auszug aus den Statuten der Cöln- Crefelder Eisenbahn- Gesellschaft. 
(Gesetz- Sammlung pro ..... pag.) 


§ . 4., 7. bis 20., 22., 25., 26., 29. bis 31. einſchließlich. 
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Rückſeite. 


§. 13. Die Zinsen und Dividenden, welche nicht innerhalb 
vier Jahre, vom Tage der ersten öffentlichen Aufforderung an ge- 
rechnet, und nach zweimal, in Zwischenrzumen von wenigstens 
Einem Jahre, wiederholt erlassenen desfallsigen öffentlichen Auf- 


forderungen in Empfang genommen worden sind, verfallen der 
Gesellschaft. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
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